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Gesetz
zu dem Staatsvertrag iiber die erweiterte Zustandigkeit
der mit der Begleitung aufenthaltsbheendender Mafinahmen
betrauten Bediensteten in den Landern

Vom 25. Mirz 2020

Der Niedersdchsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 29. August/21. Oktober 2019 unterzeichneten
Staatsvertrag tiber die erweiterte Zustandigkeit der mit der Be-
gleitung aufenthaltsbeendender Maflinahmen betrauten Be-
diensteten in den Lédndern wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veroffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 7
Abs. 3 oder 4 in Kraft tritt, ist im Niedersidchsischen Gesetz-
und Verordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.
Hannover, den 25. Mérz 2020
Die Prasidentin des Niedersichsischen Landtages
Gabriele Andretta
Das vorstehende Gesetz wird hiermit verktindet.
Der Niedersichsische Ministerprisident

Stephan Weil
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Staatsvertrag
iiber die erweiterte Zustindigkeit
der mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Mafinahmen
betrauten Bediensteten in den Lindern

Zwischen

dem Land Hessen,
vertreten durch den Ministerprésidenten,
dieser vertreten durch den Minister des Innern und fiir Sport,

dem Land Niedersachsen,
vertreten durch den Ministerprédsidenten,
dieser vertreten durch den Minister fir Inneres und Sport,

dem Land Nordrhein-Westfalen,

vertreten durch den Ministerprédsidenten,

dieser vertreten durch den Minister fiir Kinder, Familie,
Fliichtlinge und Integration

dem Land Rheinland-Pfalz,

vertreten durch die Ministerprasidentin,

diese vertreten durch die Ministerin fiir Familie, Frauen,
Jugend, Integration und Verbraucherschutz,

dem Land Sachsen-Anhalt,
vertreten durch den Ministerprésidenten,
dieser vertreten durch den Minister fir Inneres und Sport,

dem Land Schleswig-Holstein,

vertreten durch den Ministerprédsidenten,

dieser vertreten durch den Minister fiir Inneres, lidndliche
Rédume und Integration,

— im Folgenden Vertragspartner genannt —

wird vorbehaltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmafig
berufenen Organe, soweit diese durch ihre Verfassung vorge-
schrieben ist, nachfolgender Staatsvertrag geschlossen:

Priaambel

Es entspricht dem Willen der Vertragspartner, den Bediens-
teten der fir die Aufenthaltsbeendigung zustandigen Behorden
der Vertragspartner die notwendigen Befugnisse einzurdu-
men, um aufenthaltsbeendende Maflnahmen nach dem Auf-
enthaltsgesetz beziehungsweise nach der Verordnung (EU)
Nr. 604/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 26. Juni 2013 in der jeweils geltenden Fassung tiber die
Landesgrenzen des eigenen Landes hinaus effektiv durchfiith-
ren zu konnen.

Artikel 1

Anwendungsbereich

Die nachfolgenden Regelungen gelten fiir Amtshandlungen
im Rahmen aufenthaltsbeendender Mafinahmen, die von Be-
diensteten der Vertragspartner, die keine Polizeivollzugsbeam-
tinnen oder Polizeivollzugsbeamte sind, auf dem Hoheitsgebiet
anderer Vertragspartner durchgefithrt werden.

Artikel 2

Wahrnehmung von Amtshandlungen von den
mit der Begleitung aufenthaltsbeendender
Mafinahmen betrauten Bediensteten in den Liandern

(1) Die mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Aufent-
haltsbeendigung betrauten Bediensteten der fiir die Durchfiih-
rung von aufenthaltsbeendenden Mafinahmen zustiandigen
Behorden jedes Vertragspartners diirfen nach Mafgabe der
nachfolgenden Bestimmungen die bei der Vorbereitung und
Ausfithrung der aufenthaltsbeendenden Mafinahmen erfor-
derlich werdenden Amtshandlungen auch auf dem Hoheits-
gebiet der anderen Vertragspartner vornehmen.

(2) Sollte die Aufenthaltsbeendigung nicht vollzogen wer-
den konnen, so sind die in Absatz 1 genannten Bediensteten
auch befugt, die Riickbegleitung der betroffenen Personen
durchzufiihren.

(3) Die Rechte und Pflichten in dienstrechtlicher Hinsicht
ergeben sich fiir die in Absatz 1 genannten Bediensteten nach
den Bestimmungen ihres eigenen Landes.

(4) Die in Absatz 1 genannten Bediensteten iiben ihre Be-
fugnisse nach Satz 2 im Rahmen des geltenden Rechts des
Landes aus, in dem die Amtshandlung vollzogen werden soll.
Es handelt sich dabei um die allgemeinen Befugnisse der Ver-
waltungsbehorden. Soweit nach dem Recht des Landes, in
dem die Amtshandlung vollzogen wird, den Verwaltungsvoll-
zugsbeamten auch die Befugnisse der Polizei zur Abwehr von
Gefahren (Generalklauseln), die Befugnisse zur Durchsu-
chung von Personen und Sachen, zur Sicherstellung und zur
Anwendung von unmittelbarem Zwang eingerdumt/tibertra-
gen werden, gelten auch diese. Die in Absatz 1 genannten Be-
diensteten miissen jederzeit identifizierbar sein. Die jeweilige
Amtshandlung ist dabei dem Rechtstréger der fiir die Aufent-
haltsbeendigung zustdndigen Behorde zuzurechnen, in deren
Auftrag gehandelt wird.

(5) Das Fiithren einer Waffe ist ausgeschlossen. Dies gilt
nicht fir die in Absatz 1 genannten Bediensteten, denen nach
den Bestimmungen ihres eigenen Landes die Anwendung un-
mittelbaren Zwangs durch Waffen gestattet ist. Eine Waffe
darf auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartner nur
zur Abwehr eines gegenwartigen rechtswidrigen Angriffs auf
Leib oder Leben einer Person gebraucht werden, wenn der Ge-
brauch das einzige Mittel zur Abwehr des Angriffs darstellt.

(6) Eine Unterrichtung der zustdndigen Behorden des ande-
ren Landes tiber Maflnahmen nach Absatz 1 und 2 erfolgt
nicht. Auf dem Gebiet der Liander Baden-Wiirttemberg, Bran-
denburg, Berlin und Saarland erfolgt abweichend von Satz 1
eine Unterrichtung tiber Mafinahmen nach Absatz 1 und 2.

Artikel 3
Haftung

Das jeweilige Land haftet gegeniiber den anderen Vertrags-
partnern fiir durch seine in Artikel 1 Absatz 1 genannten Be-
diensteten verursachten Schidden nur, soweit sie diese
vorsitzlich oder grob fahrlissig verursachen. Im Ubrigen ist
die Haftung ausgeschlossen. Die Haftung gegeniiber Dritten
bleibt unbertihrt.

Artikel 4

Kosten
Die Kosten fiir Amtshandlungen in einem anderen Land
tragt jedes Land selbst.
Artikel 5

Geltungsdauer

Der Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

Artikel 6
Kiindigung

(1) Der Staatsvertrag kann von jedem Vertragspartner ge-
kiindigt werden. Eine Kiindigung ist erstmals zum 31. 12. des
iiberndchsten, auf den Vertragsschluss folgenden Jahres zuléssig.
Danach kann der Vertrag mit einer Frist von einem Jahr zum
31. 12. des folgenden Jahres gekiindigt werden.

(2) Die Kundigung ist allen anderen Vertragspartnern ge-
geniiber schriftlich zu erkldren. Die Kiindigung durch ein
Land lasst die Giiltigkeit des Vertrages zwischen den anderen
Landern unbertihrt.
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Artikel 7
Inkrafttreten, Ratifikation, Beitritt

(1) Der Staatsvertrag tritt am 1. September 2019 in Kraft.

(2) Der Staatsvertrag bedarf der Ratifikation durch die Lan-
derparlamente. Die Ratifikationsurkunden werden bei dem
Minister fiir Inneres und Sport des Landes Niedersachsen hin-
terlegt. Dieser teilt den Landern den Zeitpunkt der Hinterle-
gung der Ratifikationsurkunden mit. Sind ihm bis zum
31. August 2019 nicht alle von den beteiligten Landern ausge-
fertigten Ratifikationsurkunden zugegangen, so tritt dieser
Staatsvertrag zwischen den beteiligten Landern in Kraft, de-
ren Urkunden bereits zugegangen sind.

(3) Fiir jedes beteiligte Land, dessen Ratifikationsurkunde
zu dem nach Absatz 2 mafigebenden Zeitpunkt dem Minister
fiir Inneres und Sport des Landes Niedersachsen nicht zuge-
gangen ist, wird der Beitritt zu diesem Staatsvertrag in dem
Zeitpunkt wirksam, in dem seine Urkunde zugegangen ist.

(4) Ein Land, das den Staatsvertrag nicht unterzeichnet hat,
kann dem Staatsvertrag durch Unterzeichnung spéter beitre-
ten. Dazu erkléart es gegentiber den Senats- bzw. Staatskanzleien
der Vertragspartner durch eine von der Regierungschefin oder
dem Regierungschef bzw. von einer beauftragten Ministerin
oder einem beauftragten Minister bzw. Senatorin oder Senator
unterzeichneten Erkldrung, dass das Land dem Staatsvertrag
in der dann geltenden Fassung beitreten wolle. Der Beitritt ist
vollzogen, sobald die Ratifikationsurkunde des beitretenden
Landes dem Minister fiir Inneres und Sport des Landes Nie-
dersachsen zugegangen ist.

Fiir das Land Hessen
der Minister des Innern und fir Sport

Wiesbaden, 21.10.2019 PeterBeuth

Fiir das Land Niedersachsen
der Minister fiir Inneres und Sport

Hannover, 29.08.2019 BorisPistorius

Fiir das Land Nordrhein-Westfalen
der Minister fiir Kinder, Familie, Fliichtlinge
und Integration

Diisseldorf, 18.09.2019 Joachim Stamp

Fiir das Land Rheinland-Pfalz,
die Ministerin fiir Familie, Frauen, Jugend,
Integration und Verbraucherschutz

Mainz, 18.10.2019 Anne Spiegel

Fir das Land Sachsen-Anhalt
der Minister fiir Inneres und fiir Sport

Magdeburg, 01.10.2019 Holger Stahlknecht

Fiir das Land Schleswig-Holstein
der Minister fiir Inneres, ldndliche Rdéume und Integration

Kiel, 08.10.2019 Hans-Joachim Grote
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Niedersichsische Verordnung
iiber die Beschriankung sozialer Kontakte
zur Einddmmung der Corona-Pandemie

Vom 2. April 2020

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1
Sétze 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000
(BGBL. I S. 1045), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 10. Februar 2020 (BGBL. I S. 148), in Verbindung mit
§ 3 Nr. 1 der Subdelegationsverordnung vom 9. Dezember
2011 (Nds. GVBL. S. 487), zuletzt geédndert durch Verordnung
vom 17. Mérz 2017 (Nds. GVBL. S. 65), wird verordnet:

§1

(1) Jede Person hat physische Kontakte zu anderen Men-
schen, die nicht zu den Angehorigen des eigenen Hausstandes
gehoren, auf ein absolut notiges Minimum zu reduzieren.

(2) Kontakte innerhalb der eigenen Wohnung und auf dem
eigenen Grundstiick sind auf die Angehorigen des eigenen Haus-
standes beschrankt, soweit nicht die Voraussetzungen des § 3
vorliegen.

(3) 'Fiir den Publikumsverkehr und Besuche sind geschlossen:

1. Bars, Clubs, Kulturzentren, Diskotheken und @hnliche Ein-
richtungen,

2. Theater, Opern, Konzerthduser, Museen, Bibliotheken und
dhnliche Einrichtungen und unabhéingig von der jeweili-
gen Tréagerschaft oder von Eigentumsverhéltnissen,

3. Messen, Ausstellungen, Kinos, Zoos, Freizeit- und Tierparks
und Angebote von Freizeitaktivititen, Spezialmaérkte,
Spielhallen, Spielbanken, Wettannahmestellen und &dhn-
liche Einrichtungen, jeweils sowohl innerhalb als auch au-
ferhalb von Gebduden,

4. Prostitutionsstitten, Bordelle und dhnliche Einrichtungen,

5. offentliche und private Sportanlagen, Schwimm- und Spaf}-
béader, Fitnessstudios, Saunen und dhnliche Einrichtungen,

6. alle Spielplétze einschlieB8lich Indoor-Spielplitze,

7. alle Verkaufsstellen des Einzelhandels, einschliefflich der
Outlet-Center und der Verkaufsstellen in Einkaufscentern,

8. Handyldden, Telefonshops, Autowaschanlagen.

*Ausgenommen von Satz 1 Nr. 7 sind Betriebe und Einrich-
tungen nach § 3 Satz 1 Nr. 7 sowie Verkaufsstellen mit ge-
mischtem Sortiment, das auch regelméfliig Waren umfasst, die
dem Sortiment einer der in § 3 Satz 1 Nr. 7 genannten Ver-
kaufsstellen entspricht, wenn die Waren den Schwerpunkt des
Sortiments bilden; bilden die betreffenden Waren nicht den
Schwerpunkt des Sortiments, so ist der Verkauf nur dieser
Waren zuléssig.

(4) Betreiberinnen und Betreibern von Beherbergungsstétten
und dhnlichen Einrichtungen, Hotels, Campingpldtzen, Wohn-
mobilstellpldtzen sowie privaten und gewerblichen Vermiete-
rinnen und Vermietern von Ferienwohnungen, Ferienzim-
mern, Ubernachtungs- und Schlafgelegenheiten und dhnlichen
Einrichtungen fiir Beherbergungen und Ubernachtungen ist es
untersagt, Personen zu touristischen Zwecken zu beherbergen.

(5) "Verboten sind:

1. Zusammenkiinfte in Vereinseinrichtungen und sonstigen
Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie die Wahrnehmung
von Angeboten in Volkshochschulen, Musikschulen und
sonstigen offentlichen und privaten Bildungseinrichtun-
gen im auflerschulischen Bereich,

2. der kurzfristige Aufenthalt zu touristischen Zwecken in
Zweitwohnungen,

3. Zusammenkiinfte in Kirchen, Moscheen, Synagogen und
die Zusammenkiinfte anderer Glaubensgemeinschaften,
einschlieBlich der Zusammenkiinfte in Gemeindezentren,

4. alle offentlichen Veranstaltungen, ausgenommen Sitzungen
der kommunalen Vertretungen und Gremien sowie des
Landtages und seiner Ausschiisse und Gremien.

2Auch der Besuch der Zusammenkiinfte nach Satz 1 Nrn. 1, 3
und 4 ist mit Ausnahme der Sitzungen kommunaler Ver-
tretungen und Gremien verboten.

§2

(1) Kontakte einer Person auflerhalb der eigenen Wohnung
sind nur erlaubt, wenn dabei die in den Absétzen 2 und 3 ge-
nannten Bedingungen eingehalten werden.

(2) 'In der Offentlichkeit einschlieflich des Offentlichen
Personennahverkehrs (OPNV) hat jede Person soweit méglich
einen Mindestabstand von 1,5 Metern zu anderen Personen
einzuhalten. *Dies gilt auch fiir die kérperliche oder sportliche
Betdtigung im Freien, nicht jedoch gegentiber solchen Perso-
nen, mit denen die pflichtige Person in einer gemeinsamen
Wohnung wohnt. *Verhaltensweisen in der Offentlichkeit, die
das Abstandsgebot nach Satz 1 gefihrden, sind untersagt. “Dies
gilt insbesondere fiir Gruppenbildungen, Picknick oder Gril-
len im Freien.

(3) "Der Aufenthalt im 6ffentlichen Raum ist vorbehaltlich
des Satzes 2 jeder einzelnen Person gestattet. *Zusammen-
kinfte und Ansammlungen im o6ffentlichen Raum sind auf
hochstens zwei Personen beschrankt; hiervon ausgenommen
sind Zusammenkiinfte von Angehorigen sowie Personen, die
in einer gemeinsamen Wohnung leben. *Ebenfalls ausgenom-
men sind Ansammlungen von Personen, die sich in einem
Wartebereich des OPNV unter Wahrung eines Mindestabstan-
des von 1,5 Metern zu anderen Personen aufhalten.

§3

"Unter den Voraussetzungen des § 2 zuléssig sind insbeson-
dere die nachfolgend genannten Verhaltensweisen:

1. die korperliche und sportliche Betdtigung im Freien;

2. die Ausiibung beruflicher Téatigkeiten, einschliefSlich der
Jahreszeit bedingt erforderlichen Bewirtschaftung land-
wirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Fliachen;

3. die Inanspruchnahme ambulanter oder stationédrer medi-
zinischer, zahnmedizinischer und heilberuflicher Ver-
sorgungsleistungen wie Arztbesuche oder medizinischer
Behandlungen, soweit dies medizinisch dringend erforder-
lich ist;

4. der Besuch bei Angehorigen medizinischer Fachberufe,
insbesondere der Psychotherapie, Physiotherapie, Ergo-
therapie oder der Osteopathie, soweit die Behandlung érzt-
lich veranlasst und unaufschiebbar ist;

5. die Teilnahme an Blutspenden;

6. der Besuch anderer Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens, soweit der Besuch nicht gesondert eingeschrénkt ist,
sowie von Apotheken, Sanitdtshdusern, Optikern, Horge-
rateakustikern, Drogerien;

7. die Versorgung mit Lebensmitteln, Giitern und Dienstleis-
tungen des tdglichen Bedarfs in den folgenden Betrieben
und Einrichtungen:

a) Lebensmittelhandel,

b) Wochenmaérkte,

¢) landwirtschaftlicher Direktverkauf, Hofldden,
d) Getrankemadrkte,
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e) Abhol- und Lieferdienste,

f) Grof3handel,

g) Bau- und Gartenmadrkte,

h) Tierbedarfshandel,

i) Brief- und Versandhandel,

j) Poststellen,

k) Banken, Sparkassen und Geldautomaten,
1) Tankstellen,

m) Kraftfahrzeug- oder Fahrrad-Werkstétten,
n) Reinigungen,

0) Zeitungsverkaufsstellen,

)
p) Waschsalons,
q) Verkaufsstellen von Fahrkarten fiir den OPNV,
r) Blumenlidden;
8. Logistik fiir Industrieproduktion;

9. der Besuch bei Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern,
Alten, Kranken oder Menschen mit Einschrdankungen,
wenn diese auflerhalb von Einrichtungen wohnen, sowie
die Wahrnehmung des Umgangs- und Sorgerechts im je-
weiligen privaten Bereich;

10. die Betreuung hilfebediirftiger Personen und Minderjih-
riger, auch zur Versorgung mit Lebensmitteln, Giitern
und Dienstleistungen des tédglichen Bedarfs im Sinne der
Nummer 7, soweit diese nicht gesondert eingeschrénkt
sind;

11. die Teilnahme an Hochzeitsfeiern, jedoch nur im engsten
Familienkreis;

12. die Begleitung Sterbender sowie die Teilnahme an Beer-
digungen, jedoch nur im engsten Familienkreis;

13. die Wahrnehmung einer seelsorgerischen Betreuung durch
einzelne Geistliche;

14. die Begleitung und Abholung von Kindern im Rahmen
einer Notbetreuung von Schulen, Kindertageseinrichtun-
gen oder anderen Betreuungseinrichtungen, soweit der
Besuch dieser Einrichtungen nicht gesondert einge-
schrankt ist;

15. der Besuch von Behorden, Gerichten, anderen Hoheits-
tragern sowie von anderen Stellen oder Einrichtungen,
die offentlich-rechtliche Aufgaben wahrnehmen;

16. die Wahrnehmung der Aufgaben oder des Dienstes als
Mitglied des Niedersdchsischen Landtages oder der Lan-
desregierung, als Mitglied des Staatsgerichtshofs, als Mit-
glied eines Verfassungsorgans des Bundes oder eines
anderen Landes, als Mitglied kommunaler Vertretungen
oder Gremien, als Mitglied des diplomatischen oder kon-
sularischen Corps sowie die Wahrnehmung von Aufga-
ben im Offentlichen Dienst oder als Organ der Rechts-
pflege;

17. die Versorgung, Betreuung oder Ausfithrung von selbst
gehaltenen Tieren oder von Tieren, fir die sonst eine
Pflicht zur Versorgung besteht, soweit dies nicht geson-
dert eingeschrénkt ist, sowie eine tierdrztlich notwendige
Versorgung;

18. die Abwendung unmittelbarer Gefahren fiir das Leben
oder die korperliche Unversehrtheit einer Person oder
des Eigentums sowie anderer vergleichbarer Notlagen,
die nicht anders abgewendet werden konnen;

19. Verhaltensweisen, mit denen Anordnungen einer Behorde,
eines anderen Verwaltungstrdgers oder eines Gerichts
Folge zu leisten ist.

*Zum engsten Familienkreis im Sinne des Satzes 1 Nrn. 11
und 12 gehoren ausschliefllich Ehegatten, Lebenspartnerin-
nen, Lebenspartner und Verwandte in gerader Linie.
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§4

Gestattet sind auch Aufenthalte im 6ffentlichen Raum zum
Zweck der Berichterstattung durch Vertreterinnen und Ver-
treter von Presse, Rundfunk, Film oder anderen Medien.

§5

(1) "Personen, die sich innerhalb der letzten 14 Tage im
Ausland aufgehalten haben, dirfen fiir einen Zeitraum von
14 Tagen seit Rickkehr folgende Einrichtungen nicht betre-
ten:

1. Einrichtungen nach § 33 Nrn. 1 bis 4 des Infektionsschutz-
gesetzes — IfSG — (Kindertageseinrichtungen und Kinder-
horte, erlaubnispflichtige Kindertagespflegestellen, Schulen
und Heime, in denen tberwiegend minderjdhrige Perso-
nen betreut werden) sowie betriebserlaubte Einrichtungen
nach § 45 des Achten Buchs des Sozialgesetzbuchs (statio-
nire Erziehungshilfe),

2. Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 Nrn. 1 und 3 bis 5 IfSG
(Krankenhé&user, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen, in denen eine den Krankenhédusern vergleichbare me-
dizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen, Tages-
kliniken), ausgenommen behandlungsbediirftige Personen;

3. stationdre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungs-
hilfe wie Heime fiir édltere Menschen, pflegebediirftige
Menschen oder Menschen mit Behinderungen nach § 2
Abs. 2 des Niedersidchsischen Gesetzes tiber unterstiitzen-
de Wohnformen;

4. Berufsschulen und Hochschulen.

*Als Aufenthalt nach Satz 1 gilt nicht ein nur kurzzeitiger
Kontakt zum Beispiel im Rahmen eines Tankvorgangs, einer
iiblichen Kaffeepause oder eines Toilettengangs.

(2) "Wenn eine nach Absatz 1 verpflichtete Person minder-
jahrig ist, so hat diejenige oder derjenige fiir die Einhaltung
der diese Person treffenden Verpflichtung zu sorgen, der oder
dem die Sorge fiir diese Person zusteht. ?Die gleiche Verpflich-
tung trifft Betreuerinnen und Betreuer einer von der Ver-
pflichtung nach Absatz 1 betroffenen Person, soweit die Er-
fullung dieser Verpflichtungen zu deren Aufgabenkreis ge-
hort. *Die Betreuerinnen und Betreuer nach Satz 2 sind unter
Berticksichtigung der Voraussetzungen in Absatz 1 verpflich-
tet, Betreuungsangebote von Kindertageseinrichtungen, Kinder-
tagespflegestellen und Heimen nicht in Anspruch zu nehmen.

(3) Erhalten die Trdger oder die mit den Leitungsaufgaben
in den jeweiligen Einrichtungen beauftragten Personen der in
Absatz 1 genannten Einrichtungen Kenntnis davon, dass die
Voraussetzung nach Absatz 1 vorliegt, so diirfen die betreffen-
den Personen fir einen Zeitraum von 14 Tagen seit Riickkehr
aus dem Risikogebiet oder des besonders betroffenen Gebiets
nicht betreut oder beschéftigt werden.

§6

(1) 'Restaurationsbetriebe, insbesondere Restaurants, Gast-
statten, Imbisse, allein oder in Verbindung mit anderen Ein-
richtungen, Mensen und Kantinen diirfen nicht betrieben
werden. *Auch der Besuch dieser Einrichtungen ist verboten.
SAbweichend von Satz 1 sind die Belieferung mit Speisen und
Getranken sowie der Aufler-Haus-Verkauf durch Restaurants,
Gaststatten, Imbisse, Mensen, Cafés und Kantinen zuléssig,
wenn die zum Schutz vor Infektionen erforderlichen Anforde-
rungen nach Absatz 2 eingehalten werden.

(2) Betreiberinnen und Betreiber von Restaurationsbetrie-
ben, die einen Aufler-Haus-Verkauf anbieten, sind verpflichtet,
einen Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen den Kundin-
nen und Kunden sicherzustellen.

(3) "Der Verzehr von Speisen und Getrinken ist innerhalb
eines Umkreises von 50 Metern zu den Betrieben nach Absatz 2
untersagt. 2Aus hygienischen Griinden sollte eine bargeldlose
Bezahlung erfolgen.
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(4) Fur gastronomische Lieferdienste gelten Absatz 1 Satz 3
und Absatz 3 Satz 2 entsprechend.

(5) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 dirfen nicht offentli-
che Betriebskantinen zur Versorgung ausschliefilich der Be-
schiftigten betrieben werden, wenn die erforderlichen Vor-
kehrungen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts, zur Ver-
meidung von Warteschlangen und zur Gewdihrleistung eines
Mindestabstands von 1,5 Metern gewéhrleistet sind.

§7

(1) 'Das Erbringen von Dienstleistungen, bei denen der Min-
destabstand von 1,5 Metern von Mensch zu Mensch nicht ein-
gehalten werden kann, ist nur erlaubt, wenn dies dringend
notwendig ist. *Dies gilt insbesondere fiir Optikerinnen, Opti-
ker, Horgerateakustikerinnen und Horgerédteakustiker.

(2) *Alle nicht dringend notwendigen Dienstleistungen, bei
denen der Mindestabstand von 1,5 Metern von Mensch zu
Mensch nicht eingehalten werden kann, sind untersagt. *Dies
gilt insbesondere fiir

1. Frisoérinnen und Frisore,

2. Tattoo-Studios,
3. Nagelstudios,

4. Kosmetikstudios,
5.

Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten, Osteopa-
thinnen und Osteopathen, Ergotherapeutinnen und Ergo-
therapeuten, es sei denn, eine Behandlung ist &drztlich
veranlasst und die Behandlung ist unaufschiebbar, sowie

6. Fahrschulen, Fahrlehrerausbildungsstitten und anerkannte
Aus- und Weiterbildungsstédtten nach dem Berufskraftfah-
rer-Qualifikations-Gesetz.

§8

Die Betreiberinnen und Betreiber von Verkaufsstellen und
Ladengeschéften nach § 3 Nr. 7 sind verpflichtet, einen Min-
destabstand von 1,5 Metern zwischen den Kundinnen und
Kunden sicherzustellen. *Sie haben sicherzustellen, dass sich
nur so viele Kundinnen und Kunden in den Verkaufsraumen
befinden, dass durchschnittlich 10 Quadratmeter Verkaufsfla-
che je anwesende Person gewihrleistet sind. *Die Berechnung
der Verkaufsflache richtet sich nach der Baunutzungsverord-
nung.

§9

1Auf Wochenmirkten sind nur Verkaufsstinde fiir Lebens-
mittel erlaubt. *Die Betreiberinnen und Betreiber der Ver-
kaufsstdnde sind verpflichtet, einen Mindestabstand von
1,5 Metern zwischen den Kundinnen und Kunden sicherzu-
stellen.

§10

(1) *Zu beruflichen Zwecken sind Zusammenkiinfte von
mehreren Personen zuldssig. 2Soweit moglich, ist ein Mindest-
abstand von 1,5 Metern zwischen den Personen einzuhalten.

(2) Absatz 1 gilt auch fur die T4tigkeit von Erntehelferinnen
und Erntehelfern, Saisonarbeiterinnen und Saisonarbeitern
sowie Werksarbeitskréften.

§11

Die ortlich zustindigen Behérden kénnen weitergehende
Anordnungen treffen, soweit es im Interesse des Gesundheits-
schutzes zwingend erforderlich ist und den vorstehenden Re-
gelungen nicht widerspricht. *Sie kénnen insbesondere fiir
bestimmte 6ffentliche Plitze, Parkanlagen und dhnliche Orte
in ihrem Zustdndigkeitsbereich generelle Betretungsverbote
erlassen.

§12

(1) Verstofle gegen die §§ 1, 2 und 5 bis 10 stellen Ordnungs-
widrigkeiten nach § 73 Abs. 1 a Nr. 24 IfSG dar und werden
mit Bu3geldern bis zu 25 000 Euro geahndet.

(2) Die nach dem Infektionsschutzgesetz zustédndigen Behor-
den und die Polizei sind gehalten, die Bestimmungen dieser
Verordnung durchzusetzen und Verstofe zu ahnden.

§13

(1) Diese Verordnung tritt am 4. April 2020 in Kraft und mit
Ablauf des 19. April 2020 aufler Kraft.

(2) Die Niedersdchsische Verordnung zur Beschrankung so-
zialer Kontakte anlésslich der Corona-Pandemie vom 27. Mérz
2020 (Nds. GVBL. S. 48) tritt mit Ablauf des 3. April 2020 au-
fer Kraft.

Hannover, den 2. April 2020

Niedersachsisches Ministerium
fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

Reimann

Ministerin

Herausgegeben von der Niedersédchsischen Staatskanzlei

Verlag: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511 8550-0,
Telefax 0511 8550-2400. Druck: Umweltdruckhaus Hannover GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstiicke
konnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschlieflich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschliefilich 9,20 € Portokosten-
anteil). Bezugskiindigung kann nur 6 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 1,05 € einschlieflich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

57






	Inhalt GVBl. Nr. 07 vom 3. April 2020
	Gesetz zu dem Staatsvertrag über die erweiterte Zuständigkeit der mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen betrauten Bediensteten in den Ländern
	Niedersächsische Verordnung über die Beschränkung sozialer Kontakte zur Eindämmung der Corona-Pandemie


